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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig Hart-
mann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mis-
tol, Gisela Sengl und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) 

Neuregelung der Handynutzung an Schulen 

Der Landtag wolle beschließen: 

1. Die Staatsregierung wird aufgefordert, allen baye-
rischen Schulen den Auftrag zu erteilen, in Zu-
sammenarbeit mit dem Elternbeirat und der Schü-
lerinnen- und Schülervertretung eigene Regelun-
gen zu treffen, wann Mobilfunktelefone, Tablets 
und sonstige digitale Speichermedien an den 
Schulen eingeschaltet sein dürfen, wann sie ver-
pflichtend ausgeschaltet sein müssen und wann 
sie im Unterricht eingesetzt werden können. 

2. Der Freistaat Bayern unterstützt die Schulen fi-
nanziell bei der Anschaffung eines Gerätepools 
für diejenigen Schülerinnen und Schüler, die über 
keine eigenen, für einen gemeinsamen Unterricht 
erforderlichen Mobilfunktelefone, Tablets und 
sonstige digitale Speichermedien verfügen. 

Begründung: 

Der momentan gültige Wortlaut des Art. 56 Abs. 5 des 
Bayerischen Gesetzes über das Erziehungs- und Un-
terrichtswesens (BayEUG)hat sich seit seiner Einfüh-
rung im Jahr 2006 nicht bewährt. Das nur in Bayern in 
dieser Form festgesetzte „Handyverbot“ konnte bisher 
weder die Nutzung unerwünschter Online-Dienste 
verhindern, noch konnte die Mitnahme eingeschränkt 
und die Gesamtnutzungsdauer sinnvoll reduziert wer-
den. Kinder und Jugendliche verbringen heute sogar 
wesentlich mehr Zeit mit ihren Smartphones als im 
Jahr 2006 und obwohl das meist außerhalb der Schu-
le geschieht, reduziert sich dadurch der Lernerfolg. 
Will man also im Sinne der Kinder und Jugendlichen 
echte Medienkompetenz vermitteln, muss das im Un-
terricht und im Idealfall mit den eigenen Geräten ge-
schehen. Von so einer Maßnahme würden die Schü-
lerinnen und Schüler auch über den Schulalltag hin-
aus profitieren während reine Verbote keinen sinnvol-
len Lernerfolg nach sich ziehen. 

Der Art. 56 Abs. 5 BayEUG ist außerdem nicht mehr 
zeitgemäß. Der elf Jahre alte Wortlaut hat mit der 
heutigen Lebenswirklichkeit von Schülerinnen und 
Schülern nichts mehr zu tun. Trotz des sogenannten 
Handyverbots nahmen bereits 2015 neun von zehn 
Schülerinnen und Schülern (92 Prozent) ihr Handy mit 
in die Schule. Die Nutzung von Mobiltelefonen, Tab-
lets, Laptops und ähnlichen Geräten ist aus dem Le-
ben der Kinder und Jugendlichen nicht mehr wegzu-
denken. Insofern erscheint eine gesetzliche Regelung, 
die eine Nutzung derartiger Geräte verbietet, rück-
ständig und zu wenig flexibel, um den schnellen tech-
nischen Entwicklungen Rechnung zu tragen. 

Für die Schulen selbst ergibt sich aus der bayerischen 
Gesetzeslage kaum Spielraum, wird hier doch nur von 
Ausnahmen – welche nicht näher definiert sind – ge-
sprochen. Schulinterne Regelungen sind vor diesem 
Hintergrund nicht bindend und führen deshalb auch 
immer wieder zu Unsicherheiten bei Lehrkräften, Kin-
dern und Eltern. Eine verbindliche Aufgabenzuwei-
sung an die Schulen, gemeinsam mit dem Elternbeirat 
und der Schülerinnen- und Schülervertretung eigene 
Richtlinien zu entwickeln, wann Mobilfunktelefone, Ta-
blets und sonstige digitale Speichermedien an den 
Schulen eingeschaltet sein dürfen, wann sie verpflich-
tend ausgeschaltet sein müssen und wann sie im Un-
terricht eingesetzt werden können, würden diese Un-
sicherheiten verhindern und einen sinnvollen Einsatz 
dieser Medien ermöglichen. 

 



ich nur, weil dazu eine Umfrage durchgeführt worden 
ist.

Sie haben hier gesagt, dass die Argumente ausge-
tauscht sind, und deswegen wollten Sie nur noch das 
Wesentliche feststellen: Es stimmt, es passt alles, wir 
haben eine hohe Qualität – sagen Sie. Das steht doch 
im kompletten Widerspruch dazu, wie der Schwimm-
unterricht an den Schulen stattfindet. Jetzt frage ich 
Sie von der CSU, die im Bildungsausschuss zustän-
dig sind: Haben Sie wirklich einmal vor Ort geschaut, 
wie die Lehrkräfte überhaupt Schwimmunterricht ertei-
len können? Wenn Sie sagen, dass der Schwimmun-
terricht eine hohe Qualität habe, dann kann ich auf-
grund meiner eigenen Besuche in Grundschulen nur 
sagen: Alle Lehrkräfte erzählen mir, wie ausgespro-
chen schwierig es ist. Es besteht Handlungsbedarf. 
Deshalb spricht es von hoher Arroganz, wenn Sie 
sagen, es habe schon alles in der Beantwortung der 
Interpellation gestanden und sei im Protokoll nachzu-
lesen, und wir hätten eine hohe Qualität. Das Proto-
koll sagt etwas ganz anderes aus, und um das zu 
lesen, brauche ich nicht im Bildungsausschuss zu 
sein.

(Beifall bei der SPD)

Prof. Dr. Gerhard Waschler (CSU): Frau Kollegin, 
auf Ihre Frage, ob ich mich von der Qualität des 
Schwimmunterrichts an den Schulen überzeugt habe 
und weiß, wie der Schwimmunterricht erteilt wird, ant-
worte ich ganz einfach mit Ja.

(Diana Stachowitz (SPD): Nicht wie, sondern wie 
oft die Lehrkräfte Schwimmunterricht machen 
können! Aber lassen Sie es doch! – Volkmar 
Halbleib (SPD): Alles gesagt!)

Präsidentin Barbara Stamm: Entschuldigen Sie, 
Frau Kollegin, Sie haben Ihre Zwischenbemerkung 
machen können, und der Herr Kollege Prof. Waschler 
ist mit seinen Ausführungen am Ende.

(Diana Stachowitz (SPD): Alles verstanden! 
Danke!)

Vielen Dank. – Mir liegen keine weiteren Wortmeldun-
gen vor. Damit ist die Aussprache geschlossen, und 
wir kommen zur Abstimmung. 

Die Fraktionen sind übereingekommen, über die 
Voten der jeweils federführenden Ausschüsse abzu-
stimmen. Die federführenden Ausschüsse für Kom-
munale Fragen, Innere Sicherheit und Sport und für 
Bildung und Kultus empfehlen, die drei genannten An-
träge abzulehnen. Ich lasse jetzt über die vorgenann-
ten Ausschussvoten abstimmen. Wer mit der Über-
nahme des jeweils maßgeblichen Ausschussvotums 
seiner Fraktion einverstanden ist, den bitte ich um das 
Handzeichen. – Danke schön. Gegenstimmen bitte 
ich anzuzeigen. – Keine. Stimmenthaltungen? – Auch 
keine. Damit übernimmt der Landtag diese Voten, und 
die Anträge sind damit abgelehnt. 

Ich darf noch das Ergebnis der namentlichen Abstim-
mung über den nachgezogenen Dringlichkeitsantrag 
der CSU-Fraktion auf Drucksache 17/19256 "Compu-
terspiele bei der Jugendmedienarbeit verstärkt be-
rücksichtigen" bekanntgeben: Mit Ja haben 134 Abge-
ordnete gestimmt. Es gab keine Nein-Stimmen und 
keine Enthaltungen. Damit ist dieser Dringlichkeitsan-
trag angenommen.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 5)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/19239 mit 17/19246 sowie auf den Drucksa-
chen 17/19258 mit 17/19264 werden in die zuständi-
gen federführenden Ausschüsse verwiesen. 

Die Tagesordnungspunkte 12 mit 24 und die Listen-
nummern 15, 40 und 42 der nicht einzeln zu beraten-
den Anträge werden auf einen der nächsten Plenarta-
ge verschoben. – Damit schließe ich die Sitzung für 
heute. Ich danke Ihnen allen.

(Schluss: 18.56 Uhr)
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Bildung und Kultus 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, 
Ludwig Hartmann, Thomas Gehring u.a. und 
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 17/19242 

Neuregelung der Handynutzung an Schulen 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Thomas Gehring 
Mitberichterstatter: Manfred Ländner 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Bildung 
und Kultus federführend zugewiesen. Der Ausschuss für 
Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Dringlichkeitsantrag 
mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 74. Sitzung am 1. Februar 2018 beraten und mit fol-
gendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den 
Dringlichkeitsantrag in seiner 186. Sitzung am 28. Februar 
2018 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 SPD: Enthaltung 
 FREIE WÄHLER: Enthaltung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Martin Güll 
Vorsitzender 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und 
beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Ludwig 
Hartmann, Thomas Gehring, Ulrike Gote, Jürgen Mistol, Gisela 
Sengl und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 17/19242, 17/21063 

Neuregelung der Handynutzung an Schulen 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Inge Aures 

II. Vizepräsidentin 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 3 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten, Europaangelegenheiten und Anträge, die gemäß 

§ 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 1)

Bevor ich über die Liste abstimmen lasse, vorab einige Informationen dazu: Die Lis-

tennummer 38 ist von der Abstimmung ausgenommen. Dies ist der Antrag der Abge-

ordneten Aiwanger, Streibl, Prof. Dr. Piazolo und Fraktion (FREIE WÄHLER) betref-

fend "Kritische Prüfung der Südwest-Umgehung Olching" auf Drucksache 17/19285. 

Er soll auf Wunsch der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN einzeln beraten werden. 

Der Aufruf würde am Ende der Tagesordnung erfolgen.

Des Weiteren möchte ich Sie noch darauf hinweisen, dass der Ausschuss für Bundes- 

und Europaangelegenheiten sowie regionale Beziehungen in seiner Sitzung am 

Dienstag die unter der Nummer 3 aufgeführte Subsidiaritätsangelegenheit betreffend 

die "Bewertung von Gesundheitstechnologien" auf der Drucksache 17/21174 beraten 

und einstimmig empfohlen hat, die Staatsregierung aufzufordern, bei den Beratungen 

im Bundesrat auf Subsidiaritätsbedenken hinzuweisen und darauf hinzuwirken, dass 

diese Bedenken Eingang in den Beschluss des Bundesrats finden. Die Beschluss-

empfehlung ist der Liste beigefügt.

Die unter den Nummern 4 bis 6 aufgeführten öffentlichen Konsultationsverfahren auf 

den Drucksachen 17/20592 bis 20594 wurden diese Woche ebenfalls im Ausschuss 

endberaten. Die Ausschüsse haben auch hier einstimmig empfohlen, zu den Konsulta-

tionsverfahren eine Stellungnahme abzugeben. Im Einzelnen verweise ich auf die der 

Abstimmliste beigefügten Beschlussempfehlungen der Ausschüsse.

(...)

Protokollauszug
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Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Wir kommen damit zur Abstimmung über die 

Liste. Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der 

Fraktionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden 

ist, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von CSU, SPD, 

FREIEN WÄHLERN und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Danke schön. Gibt es Gegen-

stimmen? – Keine Gegenstimme. Stimmenthaltungen? – Keine Stimmenthaltung. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Protokollauszug
128. Plenum, 22.03.2018 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 2
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